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Auf der Grundlage des § 63 Abs.
2 des Sächsischen Wassergeset-
zes (SächsWG) und der §§ 4, 14
und 124 der Gemeindeordnung
für den Freistaat Sachsen (Sächs-
GemO) und § 47 Abs. 2 i.V.m. § 6
Abs. 1 und § 5 Abs. 4 Sächsisches
Gesetz über kommunale Zu-
sammenarbeit (SächsKomZG) in
Verbindung mit den §§ 2, 9, 17
und 33 des Sächsischen Kommu-
nalabgabengesetzes (Sächs-
KAG) hat die Verbandsversamm-
lung des Zweckverbandes
Wasserwerke Westerzgebirge
am 9. Juli 2008 folgende Sat-
zung über die öffentliche Ab-
wasserbeseitigung beschlossen:

1. Teil Allgemeines

§ 1 Öffentliche Einrichtung
(1) Der Zweckverband Wasser-

werke Westerzgebirge (im Fol-
genden: Zweckverband) betreibt
die Beseitigung des in seinem
Gebiet anfallenden Abwassers
als eine einheitliche öffentliche
Einrichtung (aufgabenbezogene
Einheitseinrichtung).
(2) Als angefallen gilt Abwas-
ser, das über eine private Grund-
stücksentwässerungsanlage in
die öffentlichen Abwasseran-
lagen gelangt, das in abflusslo-
sen Gruben oder Kleinkläranla-
gen gesammelt wird oder zu ei-
ner öffentlichen Abwasser-
behandlungsanlage gebracht
wird.
(3) Ein Rechtsanspruch auf 
Herstellung, Erweiterung oder
Änderung der öffentlichen 
Abwasseranlagen besteht
nicht. Art und Umfang der 
öffentlichen Abwasseranla-
gen bestimmt der Zweckver-
band. 

§ 2 Begriffsbestimmungen
(1) Abwasser ist das durch Ge-
brauch in seinen Eigenschaften
veränderte Wasser (Schmutz-
wasser), das aus dem Bereich
von bebauten oder künstlich
befestigten Flächen abflie-
ßende und gesammelte Wasser
aus Niederschlägen (Nieder-
schlagswasser) sowie das son-
stige in öffentliche Abwasser-
anlagen mit Schmutzwasser
oder Niederschlagswasser flie-
ßende Wasser.
(2) Öffentliche Abwasseranla-
gen haben den Zweck, das im
Verbandsgebiet des Zweckver-
bandes angefallene Abwasser
zu sammeln, den Abwasserbe-
handlungsanlagen zuzuleiten
und zu reinigen bzw. das ge-
sammelte Abwasser einem Ge-
wässer zuzuleiten. Öffentliche
Abwasseranlagen sind insbe-
sondere die öffentlichen Ka-
näle, Regenrückhaltebecken,
Regenüberlauf- und Regenklär-
becken, Regenüberläufe, Ab-
wasserpump- und Klärwerke
sowie offene und geschlossene
Gräben, soweit sie der öffent-
lichen Abwasserbeseitigung
dienen und keine oberirdischen
Gewässer im Sinne von § 24
SächsWG sind. Zu den öffent-
lichen Abwasseranlagen gehö-
ren auch die Grundstücksan-
schlüsse im Bereich der
öffentlichen Verkehrs- und
Grünflächen bis zur Grund-
stücksgrenze (Anschlusskanäle
im Sinne von § 11). Der öffentli-
che Teil des Grundstücksan-
schlusses endet an der Grund-
stücksgrenze bzw. am Revi-
sionsschacht der Grundstücks-
entwässerungsanlage (max. 
1 m im Grundstück). Wenn die
Bebauung mit der Grund-
stücksgrenze identisch ist, en-
det der öffentliche Teil an der
Außenmauer. Beim Anschluss
über private Straßen und Wege
endet der öffentliche Teil an der
Grenze der privaten Straße oder
des privaten Weges. Bei hinter-
einander liegenden Grundstü-
cken endet der öffentliche Teil
an der ersten privaten Grund-
stücksgrenze. Befindet sich der
öffentliche Abwasserkanal
nicht im Bereich der öffent-
lichen Verkehrs- und Grünflä-
chen, so besteht der öffentliche
Teil des Grundstücksanschlus-
ses nur aus dem Anschlussstut-
zen am Kanal, unabhängig da-
von, ob der Grundstücksan-
schluss über ein oder mehrere

hintereinander liegende Grund-
stücke verläuft.
(3) Private Grundstücksentwäs-
serungsanlagen sind alle Anla-
gen, die der Sammlung, Vorbe-
handlung, Prüfung und Ablei-
tung des Abwassers bis zur öf-
fentlichen Abwasseranlage die-
nen. Dazu gehören insbeson-
dere Leitungen, die im Erdreich
oder Fundamentbereich verlegt
sind und das Abwasser dem An-
schlusskanal zuführen (Grund-
leitungen), Hebeanlagen, ab-
flusslose Gruben und Kleinklär-
anlagen. Der Revisionsschacht
ist, soweit nicht anders verein-
bart, Bestandteil der privaten
Grundstücksentwässerungsan-
lage. Grundstücke, die über
eine Kleinkläranlage, für die
eine leitungsgebundene An-
schlussmöglichkeit an ein zen-
trales Klärwerk nicht besteht
oder über eine abflusslose
Grube, die entleert und abge-
fahren wird, entsorgt werden,
gelten als dezentral entsorgt.
Die nicht unter Satz 4 fallenden,
entsorgten Grundstücke gelten
als zentral entsorgt.
(4) Grundstück im Sinne der
Satzung ist das Grundstück im
Sinne des Grundbuchrechtes.
Mehrere Grundstücke gelten
dann als einheitliches Grund-
stück, wenn sie nur gemeinsam
bebaubar bzw. wirtschaftlich
nutzbar sind oder gemeinsam
bebaut oder wirtschaftlich ge-
nutzt werden.
(5) Soweit sich die Vorschrif-
ten dieser Satzung auf den
Grundstückseigentümer be-
ziehen, tritt der Erbbaube-
rechtigte oder sonst dinglich
zur baulichen Nutzung Berech-
tigte an die Stelle des Eigentü-
mers.
(6) Bei Vollanschlüssen wird das
Abwasser in öffentliche Kanäle
eingeleitet und durch ein Klär-
werk oder eine andere Abwas-
serbehandlungsanlage ge-
reinigt.  Teilanschlüsse liegen
vor, wenn das Abwasser in öf-
fentliche Kanäle eingeleitet
wird, die nicht an ein Klärwerk
oder eine andere Abwasserbe-
handlungsanlage angeschlos-
sen sind.

2. Teil  
Anschluss und Benutzung

§ 3 Berechtigung und Verpflich-
tung zum Anschluss und zur 
Benutzung
(1) Die Eigentümer von Grund-
stücken, auf denen Abwasser
anfällt, sind nach näherer Be-
stimmung dieser Satzung be-
rechtigt und verpflichtet, ihre
Grundstücke an die öffent-
lichen Abwasseranlagen anzu-
schließen, diese zu benutzen
und das gesamte auf den
Grundstücken anfallende Ab-
wasser dem Zweckverband im
Rahmen des § 63 Abs. 5 und 6
SächsWG zu überlassen, soweit
der Zweckverband zur Abwas-
serbeseitigung verpflichtet ist
(Anschluss- und Benutzungs-
zwang). Der Erbbauberechtig-
te oder sonst dinglich zur 
baulichen Nutzung Berechtigte
tritt an die Stelle des Eigentü-
mers.
(2) Die Benutzungs- und Über-
lassungspflicht nach Absatz 1
trifft auch die sonst zur Nut-
zung eines Grundstücks oder ei-
ner Wohnung berechtigten Per-
sonen.

(3) Grundstücke sind, wenn sie
mit einer baulichen Anlage ver-
sehen werden, anzuschließen,
sobald die für sie bestimmten
öffentlichen Abwasseranlagen
betriebsfertig hergestellt sind.
Wird die öffentliche Abwasser-
anlage erst nach Errichtung ei-
ner baulichen Anlage herge-
stellt, so ist das Grundstück
innerhalb von sechs Monaten
nach der betriebsfertigen Her-
stellung anzuschließen.
(4) Unbebaute Grundstücke
sind anzuschließen, wenn der
Anschluss im Interesse der öf-
fentlichen Gesundheitspflege,
des Umweltschutzes, des Ver-
kehrs oder aus anderen Grün-
den des öffentlichen Wohls ge-
boten ist.
(5) Abwasser, das auf Grundstü-
cken anfällt, die nicht an die öf-
fentlichen Abwasseranlagen
angeschlossen sind, hat der
nach den Absätzen 1 und 2 Ver-
pflichtete dem Zweckverband
oder dem von ihm beauftrag-
ten Unternehmer zu überlassen
(Benutzungszwang). Dies gilt
nicht für Niederschlagswasser,
soweit dieses auf andere Weise
ordnungsgemäß beseitigt wird.
(6) Bei Grundstücken, die nach
dem Abwasserbeseitigungs-
konzept des Zweckverbandes
nicht oder noch nicht an einen
öffentlichen Abwasserkanal
angeschlossen werden können,
kann der Grundstückseigentü-
mer oder der sonstige nach § 3
Abs. 1 Verpflichtete den An-
schluss seines Grundstücks ver-
langen, wenn er den für den
Bau des öffentlichen Kanals
entstehenden Aufwand über-
nimmt und auf Verlangen an-
gemessene Sicherheit leistet.
Einzelheiten, insbesondere die
Frage, wer den Unterhaltungs-
und Erneuerungsaufwand
trägt, werden durch einen Ver-
trag geregelt.

§ 4 Anschlussstelle, vorläufiger
Anschluss
(1) Wenn der Anschluss eines
Grundstückes an die nächstlie-
gende öffentliche Abwasseran-
lage technisch unzweckmäßig
oder die Ableitung des Abwas-
sers über diesen für die öffent-
liche Abwasseranlage nachtei-
lig wäre, kann der Zweck-
verband verlangen oder gestat-
ten, dass das Grundstück an
eine andere öffentliche Abwas-
seranlage angeschlossen wird.
(2) Ist die für ein Grundstück be-
stimmte öffentliche Abwasser-
anlage noch nicht erstellt, kann
der Zweckverband den vorläu-
figen Anschluss an eine andere
öffentliche Abwasseranlage ge-
statten oder verlangen.

§ 5 Befreiungen vom Anschluss-
und Benutzungszwang
(1) Von der Verpflichtung zum
Anschluss an die öffentliche Ab-
wasserbeseitigung und von der
Verpflichtung zur Benutzung
deren Einrichtungen können
die nach § 3 Abs. 1, 2 und 5 Ver-
pflichteten auf schriftlichen An-
trag insoweit und solange be-
freit werden, als ihnen der
Anschluss oder die Benutzung
wegen ihres, die öffentlichen
Belange überwiegenden, priva-
ten Interesses an der eigenen
Beseitigung des Abwassers
nicht zugemutet werden kann
und die Befreiung wasserwirt-
schaftlich unbedenklich ist.

(2) Die Befreiung vom Anschluss-
und Benutzungszwang kann 
unter Bedingungen und Aufla-
gen sowie befristet erteilt wer-
den.
§ 6 Allgemeine Ausschlüsse
(1) Von der öffentlichen Abwas-
serbeseitigung sind sämtliche
Stoffe ausgeschlossen, die die
Reinigungswirkung der Klär-
werke, den Betrieb der
Schlammbehandlungsanlagen,
die Schlammbeseitigung oder
die Schlammverwertung beein-
trächtigen, das Material der öf-
fentlichen Abwasseranlagen
und/oder Transportfahrzeuge
angreifen, ihren Betrieb, ihre
Funktionsfähigkeit oder Unter-
haltung behindern, erschweren
oder gefährden können, oder
die den in öffentlichen Abwas-
seranlagen arbeitenden Perso-
nen oder dem Vorfluter scha-
den können. Dies gilt auch für
Flüssigkeiten, Gase und Dämpfe.
(2) Insbesondere sind ausge-
schlossen:
1. Stoffe - auch in zerkleinertem
Zustand -, die zu Ablagerungen
oder Verstopfungen in den öf-
fentlichen Abwasseranlagen
führen können (z.B. Kehricht,
Schutt, Mist, Sand, Küchenab-
fälle, Asche, Zellstoffe, Textil-
ien, Schlachtabfälle, Tierkörper,
Panseninhalt, Schlempe, Trub,
Trester, hefehaltige Rückstän-
de, Schlamm, Haut- und Leder-
abfälle, Glas und Kunststoffe);
2. feuergefährliche, explosive,
giftige, fett- oder ölhaltige
Stoffe (z.B. Benzin, Karbid, Phe-
nole, Öle und dergleichen), Säu-
ren, Laugen, Salze, Reste von
Pflanzenschutzmitteln oder
vergleichbaren Chemikalien,
Blut, mit Krankheitskeimen be-
haftete Stoffe und radioaktive
Stoffe;
3. Jauche, Gülle, Abgänge aus
Tierhaltungen, Silosickersaft
und Molke;
4. faulendes und sonst übelrie-
chendes Abwasser (z.B. milch-
saure Konzentrate, Krautwas-
ser);
5. Abwasser, das schädliche
oder belästigende Gase oder
Dämpfe verbreiten kann;
6. farbstoffhaltiges Abwasser,
dessen Entfärbung im Klärwerk
nicht gewährleistet ist;
7. Abwasser, das einem wasser-
rechtlichen Bescheid nicht ent-
spricht;
8. Abwasser, dessen chemische
und physikalische Eigenschaf-
ten Werte aufweisen, die über
den allgemeinen Richtwerten
für die wichtigsten Beschaffen-
heitskriterien der Anlage 1 des
Merkblattes DWA-M 115-2 bzw.
des Merkblatts ATV-DVWK M
115-3 der Deutschen Vereini-
gung für Wasserwirtschaft, Ab-
wasser und Abfall e.V. (DWA) in 
der jeweils gültigen Fassung
liegt.
(3) Der Zweckverband kann im
Einzelfall über die nach Abs. 2
einzuhaltenden Grenzwerte
weitergehende Anforderungen
stellen, wenn dies für den Be-
trieb der öffentlichen Abwas-
seranlage erforderlich ist.
(4) Der Zweckverband kann im
Einzelfall Ausnahmen von den
Bestimmungen der Absätze 1
bis 3 zulassen, wenn öffentliche
Belange nicht entgegenstehen,
die Versagung der Ausnahme
im Einzelfall eine unbillige
Härte bedeuten würde und der
Antragsteller eventuell entste-

hende Mehrkosten übernimmt.
(5) § 63 Abs. 6 SächsWG bleibt
unberührt.

§ 7 Einleitungsbeschränkung
(1) Der Zweckverband kann im
Einzelfall die Einleitung von Ab-
wasser von einer Vorbehand-
lung, Drosselung oder Speiche-
rung abhängig machen, wenn
seine Beschaffenheit oder
Menge dies insbesondere im
Hinblick auf den Betrieb der öf-
fentlichen Abwasseranlagen
oder auf sonstige öffentliche
Belange erfordert. Mit diesen
Einleitern können Einleitungs-
verträge geschlossen werden. 
§ 6 Abs. 3 gilt entsprechend.
(2) Solange die öffentlichen Ab-
wasseranlagen nicht bedarfs-
gerecht ausgebaut sind, kann
der Zweckverband mit Zustim-
mung der zuständigen Wasser-
behörde Abwasser, das we-
gen seiner Art oder Menge in
den vorhandenen Abwasser-
anlagen nicht abgeleitet oder
behandelt werden kann, von
der Einleitung befristet aus-
schließen (§ 138 Abs. 2
SächsWG).
(3) Abwasser darf durch den
Grundstückseigentümer oder
den sonstigen nach § 3 Abs. 1
und 2 Verpflichteten nur dann
in öffentliche Abwasseranla-
gen, die nicht an ein öffentli-
ches Klärwerk angeschlossen
sind, eingeleitet werden, wenn
dieses zuvor ausreichend und
dem Stand der Technik entspre-
chend behandelt worden ist;
dies gilt auch für vorhandene
Einleitungen. Der Zweckver-
band kann hierzu auf der
Grundlage der Verordnung des
Sächsischen Staatsministeri-
ums für Umwelt und Landwirt-
schaft zu den Anforderungen
an Kleinkläranlagen und ab-
flusslose Gruben, über deren Ei-
genkontrolle und Wartung so-
wie deren Überwachung
(Kleinkläranlagenverordnung)
in der jeweils geltenden Fas-
sung geeignete Regelungen
gegenüber den Grundstücksei-
gentümern oder den sonstigen
nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflich-
teten treffen. 
(4) Die Einleitung von Abwas-
ser, das der Beseitigungspflicht
nicht unterliegt und sonstigem
Wasser bedarf der schriftlichen
Genehmigung des Zweckver-
bandes.

§ 8 Eigenkontrolle und Wartung
(1) Der Zweckverband kann ver-
langen, dass auf Kosten des
Grundstückseigentümers oder
des sonstigen nach § 3 Abs. 1
und 2 Verpflichteten Vorrich-
tungen zur Messung und Regis-
trierung der Abflüsse und der
Beschaffenheit der Abwässer
zur Bestimmung der Schad-
stofffracht in die private Grund-
stücksentwässerungsanlage
eingebaut oder an sonst geeig-
neter Stelle auf dem Grund-
stück angebracht, betrieben
und in ordnungsgemäßem Zu-
stand gehalten werden.
(2) Die Eigenkontrolle und War-
tung einer Kleinkläranlage bzw.
einer abflusslosen Grube hat
den Anforderungen der Klein-
kläranlagenverordnung zu ge-
nügen. Die Wartung einer
Kleinkläranlage ist durch den
Hersteller oder einen Fachbe-
trieb (Fachkundigen) gemäß
Bauartzulassung auszuführen.

Das Betriebstagebuch einer
Kleinkläranlage bzw. einer ab-
flusslosen Grube ist nach deren
endgültiger Stilllegung bis zum
Ende des 5. folgenden Kalender-
jahres aufzubewahren. 
(3) Der Zweckverband kann –
soweit Absatz 2 nicht zur An-
wendung kommt – in entspre-
chender Anwendung der Vor-
schriften der Verordnung des
Sächsischen Staatsministeri-
ums für Umwelt und Landes-
entwicklung über Art und Häu-
figkeit der Eigenkontrolle von
Abwasseranlagen und Abwas-
sereinleitungen (Eigenkontroll-
verordnung) in der jeweils gel-
tenden Fassung auch verlan-
gen, dass eine Person bestimmt
wird, die für die Bedienung der
Anlage und für die Führung des
Betriebstagebuches verant-
wortlich ist. Das Betriebstage-
buch ist mindestens fünf Jahre
lang, vom Datum der letzten
Eintragung oder des letzten Be-
leges an gerechnet, aufzube-
wahren und dem Zweckver-
band auf Verlangen vorzule-
gen. 

§ 9 Abwasseruntersuchungen
(1) Der Zweckverband kann vom
Grundstückseigentümer und
dem sonstigen nach § 3 Abs. 1
Verpflichteten Auskunft über
die Art und die Menge des ein-
geleiteten oder einzuleitenden
Abwassers verlangen. Bevor
erstmalig Abwasser eingeleitet
wird oder wenn Art und Menge
des eingeleiteten Abwassers
nachhaltig geändert werden,
ist dem Zweckverband auf Ver-
langen nachzuweisen, dass das
Abwasser keine Stoffe enthält,
die unter das Verbot des § 6 Abs.
1 und 2 fallen. 
(2) Der Zweckverband kann bei
Bedarf Abwasseruntersuchun-
gen vornehmen. Er bestimmt,
in welchen Abständen die Pro-
ben zu entnehmen sind, durch
wen die Proben zu entnehmen
sind und wer sie untersucht. Für
das Zutrittsrecht gilt § 19 Abs. 2
entsprechend.
(3) Die Kosten einer Abwasser-
untersuchung trägt der Grund-
stückseigentümer oder der son-
stige nach § 3 Abs. 1 Verpflich-
tete, wenn 
1. die Ermittlungen ergeben,
dass Vorschriften oder aufer-
legte Verpflichtungen nicht er-
füllt  worden sind oder
2. wegen der besonderen Ver-
hältnisse eine ständige Über-
wachung geboten ist.
(4) Wenn bei einer Untersu-
chung des Abwassers Mängel
festgestellt werden, hat der
Grundstückseigentümer oder
der sonstige nach § 3 Abs. 1 Ver-
pflichtete diese unverzüglich zu
beseitigen. 

§ 10 Grundstücksbenutzung
Die Grundstückseigentümer
und sonstige nach § 3 Abs. 1
Verpflichtete sind im Rahmen
der Vorschrift des § 109
SächsWG verpflichtet, für Zwe-
cke der öffentlichen Abwasser-
beseitigung das Verlegen von
Kanälen einschließlich Zubehör
zur Ab- und Fortleitung gegen
Entschädigung zu dulden. Sie
haben insbesondere den An-
schluss anderer Grundstücke an
die Anschlusskanäle zu ihren
Grundstücken zu dulden.
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